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I m  N a m e n  d e s V o l k e s  

In dem Hechtsstreit

1 * des Otto J|
Z - der Anna
3. des Gustav
4. der Grete 
~ . des Albert Ji

.in Erbengemeinschaft nach P,G.
Beklagten, Berufungskläger und Revisionskläger, 

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

Ist

weg

gegen 
geb. N( in H<die Witwe Mary Mt ChflMP ■,

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 15- Dezember 1959 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Großmann sowie der Bundesrichter 
Dr, Gelhaar, Artl, Dr. Spieler und Dr. Dorschei

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 3* Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandes­
gerichts zu Hamburg vom 9* Oktober 1958 aufgehoben 
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen, dem auch die Entscheidung über die Kosten 
der Revision übertragen wird.

Von Rechts wegen



Tatbestand

Die Firma Wilhelm Jei hatteein Schuheinzelhandels­
geschäft als Zweigniederlassung auf dem Grundstück BilÄ-

Laden bebrieben,..den ihr die Beklagten als Erbengemeinschaft 
für die Zeit bis zum 31 - August 1962 vermietet hatten, über 
das Vermögen der Firma war im September 1954 das Vergleichs­
verfahren eröffnet worden. - Die Xlägerin mußte damals für 
ihr Schuheinzelhandelsgeschäft anderweit einen Laden mieten*
Der Helfer in Steuersachen William Hanflp sicherte ihr in 
seiner Eigenschaft als Generalbevollmächtigter der von den 
Beklagten gebildeten Erbengemeinschaft am 6. Oktober 1954 
in einer auch von der Klägerin Unterzeichneten Erklärung 
dem Sinne nach zu, er werde ihr den bezeichneten Laden in 
B : . | B  für den Fall vermieten, daß das Mietverhältnis mit 
der Firma enden sollte. Demnächst schloß Hanflp na­
mens der Erbengemeinschaft mit der Klägerin den schrift­
lichen, vom 29. November 1954 datierten Mietvertrag über 
den Laden für die Zeit vom 1. Dezember 1954 bis zum 30. Sep­
tember 1962. - Am 29. Oktober 1954 hatte der Kaufmann Her­
bert der in Hamburg und Berlin Schuheinzelhandels­
geschäfte betreibt, gegen eine Vergleichsbürgschaft in Höhe 
von 40 # der Schulden der Firma J e ^ ^  deren gesamtes Han­
delsgeschäft übernommen und an diesem Tage den Laden in
Besitz genommen. Eine von Hanfl^ gegen am 17.
Dezember 1954 erhobene, auf das Eigentum der Beklagten an 
dem Laden gestützte Räumungsklage ist nicht weiter verfolgt 
worden, nachdem E a n ^ B  Generalvollmacht widerrufen worden 
war. Am 25. Februar 1955 haben die Beklagten als Erbenge­
meinschaft mit Pi eine schriftliche Vereinbarung

Happstraße 9 / B  in ■Bil in einem



des Inralts geschlossen, daß er in das zwischen der Finna 
und ihnen (den Beklagten) über den Laden bestehende 

Mietverhältnis eintritt und sich verpflichtet, die Beklagte 
von allen Ansprüchen freizuhalten, weiche die Klägerin gegen 
sie stellen könnte.

Di? Klägerin' verlangt von den Beklagten Schadensersatz 
v/egen Nichterfüllung des von Hansen für sie (die Beklagten) 
mit ihr abgeschlossenen Mietvertrages. Dazu behauptet sie, 
i*r sei dadurch, daß ihr die Beklagten den Laden seit dem 1. 
Dezember *954 vorenthielten, in der Zeit bis zum 31 o Mai 1955 
Gewinn in Höhe von 18 500 DM entgangen. Die Beklagten haben 
den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über die wirtschaft- 
liohen Verhältnisse der Klägerin angefochten.

Die Klage ist auf Verurteilung der Beklagten als Gesamt­
schuldner zur Zahlung eines Teilbetrages von 10 000 DM nebst 
Zinsen gerichtet. Denselben Anspruch hat die Klägerin aus 
anderen Gründen in diesem Rechtsstreit auch gegen Piontkowski 
verfolgt.

Das Landgericht hat durch Zwischenurteil den Klagean­
spruch gegen die Beklagten und P i f l H H I B  als Gesamtschuldner 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das Oberlandes-? 
gericht hat auf die Berufung P i f l l H H H )  durch rechtskräf­
tig gewordenes Teilurteil die gegen ihn erhobene Klage abge- 
wiesen. Dagegen hat es die Berufung der Beklagten zurückgewiesen

Mit der Revision beantragen die Beklagten wie bisher, 
die gegen sie gerichtete Klage abzuweisen. Die Klägerin 
will das Rechtsmittel zurückgewiesen haben.
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Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Grundlage der
vertraglichen Beziehungen zwischen den Parteien sei nicht 
erst der Mietvertrag, sondern schon die Erklärung vom 6.
Oktober 1954« Die Beklagten hätten nicht bewiesen, daß HanMi 
einer arglistigen Täuschung seitens der Klägerin erlegen sei* 
Bewiesen sei, daß der Klägerin durch die Nichterfüllung des 
Mietvertrages Schaden erwachsen sei.

Insbesondere zu der Präge, ob Han^p durch eine von 
der Klägerin selbst begangene arglistige Täuschung über ihre 
wirtschaftlichen Möglichkeiten zum Abschluß bestimmt worden 
sei, hat das Berufungsgericht f̂lern Sinne nach insbesondere 
festgestellt % Die Klägerin habe/zwar in der zweiten November­
hälfte des Jahres 1954 gesagt, die Schuh-Einkaufsgemeinschaft 
”Garant” (im folgenden als Einkaufsgemeinschaft bezeichnet) 
werde die Garantie für die Miete übernehmen, wenn sie ihr 
(der Einkaufsgemeinschaft; den Mietvertrag vorgelegt haben 
werde. - Mix ihrer Bemerkung habe sich die Klägerin nicht 
einer sicheren und bereits eindeutigen Garantieübernahme berühmt. 
Abgesehen davon habe die Bemerkung für HanflHP Entschluß, 
den Mietvertrag abzuschließen, keine wesentliche Bedeutung 
gehabt; Hanfl^^hebe bis zum Abschluß des Mietvertrages nichts 
getan, um die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin 
kennenzulernen. Deshalb könne die mündliche Äußerung der Klä­
gerin nicht von wesentlicher Bedeutung für seinen Entschluß 
gewesen sein, den Mietvertrag abzuschließen. Han^HP Bekun­
dung als Zeuge, er würde den Mietvertrag nicht abgeschlossen 
haben, wenn er gewußt hätte, daß die Einkaufsgemeinschaft 
etwa die Garantie für die Miete nicht übernehmen werde, ge­
nüge nicht, um darzutun, daß ein durch arglistige Täuschung 
bei ihm hervorgerufener Irrtum ursächlich für den Abschluß 
des Mietvertrages gewesen sei.

*



Insoweit bittet die Revision um Nachprüfung* ob das 
Berufungsgericht den ursächlichen Zusammenhang zwischen der 
ihrer Ansicht nach unrichtigen Äußerung der Klägerin über die 
bereits vorhandene Verpflichtungserklärung der Einkaufsge­
meinschaft und‘dem Vertragsabschluß aus Gründen verneint hat* 
die nicht schlüssig sind. Im Zusammenhang damit rügt sie 
gemäß § 286 ZPO, der Brief D r . K P B B K  vom 20. November 1954 
an den Zeugen Hansen sei nicht beachtet worden. Dr.KflHHI 
habe in diesem Brief die Angabe wiederholt, die Einkaufsge­
meinschaft habe"die Erklärung abgegeben, daß sie bereit ist, 
das volle Delkredere (zu ergänzen:"dann”) zu übernehmen".

Diesen Rügen der Revision ist der Erfolg nicht zu ver­
sagen« Zwar ist das Berufungsgericht von der Aussage des 
Zeugen Hanpp ausgegangen, der beim Abschluß seiner Vernehmung 
durch das Landgericht zunächst erklärt hat: "Wenn ich gewußt 
hätte, daß die Garant die Garantie für die Miete nicht über­
nommen hatte, so würde ich den Mietvertrag mit der Klägerin 
nicht abgeschlossen haben". Abschließend hat der Zeuge auf 
Vorhalt des Gerichts hinzugefügt: "Die Klägerin hat mir aller­
dings gesagt, sie würde von der Garant die Garantie bekommen, 
wenn sie den Mietvertrag dort vorlegen würde. Sie hat mir 
nicht gesagt, daß sie die Garantie schon hätte". Dieser ab­
gewandelten Aussage hat das Berufungsgericht entnommen, die 
auf die Zukunft abgestellte - Äußerung der Klägerin hätte der 
Entwicklung entsprochen. Weiterhin hat es dieser Erklärung 
der Klägerin deshalb keine wesentliche Bedeutung für den 
Entschluß des Zeugen Hanpp beigemessen, weil dieser nichts 
getan habe, um die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin 
kennen zu lernen. Schon dieser Gedankengang gibt zu recht­
lichen Bedenken Anlaß. Die Übernahme der Garantie durch einen 
Dritten, hier die Einkaufsgemeinschaft, hätte sich als eines 
von mehreren Sicherungsmitteln bei Übernahme einer erheb­
lichen Verpflichtung für die vom Zeugen vertretenen Beklagten 
dargestellt, die in dem Abschluß eines langjährigen Miet-
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Vertrags lag» Die Garantieübernahme hätte die Notwendigkeit 
von Nachforschungen über die wirtschaftliche Lage der Klägerin 
zurücktreten lassen» Es ist daher nicht zu billigen, daß das 
Berufungsgericht aus dem Unterlassen entsprechender Erkundi­
gungen auf ein mangelndes Interesse des Zeugen Han^B an der 
Garantiezusage geschlossen hat. Daß die Beklagten bereits 
durch Han^BP Erklärung vom 6. Oktober 1954 gebunden gewesen 
sein mögens ohne daß bis dahin überhaupt die Prsge angeschnit­
ten worden ist, welche Sicherheit die Klägerin bieten könne, 
steht nicht entgegen. Denn das hinderte die Beklagten nicht, 
sich vom Mietvertrag zu lösen, falls die Klägerin Hansen nach 
diesem Tage arglistig getäuscht haben und Hansen dadurch zum 
Abschluß des Vertrages bestimmt worden sein sollte.

Aber auch die Würdigung der abgewandelten Aussage des 
Zeugen berücksichtigt die kaufmännische Geschäftserfahrung 
nicht ausreichend. Mit dieser ist es nicht vereinbar anzunehmen, 
der eine Vertragsteil sei eine schwerwiegende Verpflichtung 
mit der bloßen Aussicht darauf eingegangeu, daß ein Dritter 
die Garantie für die Vertragserfüllung des anderen Vertrags­
teils übernehmen werde, ohne bisher eine verbindliche Zusage 
abgegeben zu haben. Dabei muß unterschieden werden zwischen 
der Garantieerklärung selbst (etwa im Sinne einer Bürgschafts­
erklärung) und der bedingten rechtsverbindlichen Zusage einer |
solchen Erklärung, bedingt hier durch den Abschluß und die 
Vorlage des Mietvertrags, der es der Klägerin erst ermöglichen 
sollte, ihren Geschäftsbetrieb zu eröffnen. Unter diesem 
Gesichtspunkt hätte das Berufungsgericht auch die abgewandelte 
Aussage des Zeugen Hansen würdigen sollen.

In Verbindung damit hätte sich das Berufungsgerieht auch \
mit dem Brief Dr.KBI^BB vom 20. November 1954 auseinander- •'
setzen müssen. Denn in diesem ist in sehr bestimmter Form 
ausgesprochen, die Einkaufsgemeinschaft habe die Erklärung 
abgegeben, daß sie bereit sei, das volle Delkredere dann zu

4k
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übernehmen. Das von der Revisionsrüge nicht*mit wiedergegebene 
Wort "dann” läßt im oben aasgeführten Sinne die Deutung zu, 
der BriefSchreiber hebe sich des Vorliegens einer verbindlichen 
Zusage der Einkaufsgemeinschaft berühmt, bei Erfüllung der 
im Brief erwähnten Bedingungen die Garantieerklärung selbst 
abzuegeben«

Da somit die Entscheidungsgründe das angefochtene Urteil 
nicht tragen, muß dieses aufgehoben und die Sache an das Be­
rufungsgericht zurückverwiesen werden, um diesem Gelegenheit 
zu geben, die Prüfung unter vorstehenden Gesichtspunkten 
nachzuholen.

Bei der erneuten Verhandlung wird insbesondere auch zu 
berücksichtigen sein, daß die Aussagen der Zeugen Hanfl^ und 
OfliK sowie die Auskunft der Einkaufsgemeinschaft vom 16.
Januar 1956 Widersprüche über die Bedeutung der Garantie ent­
halten. Während der Zeuge HanflBI diese auf die Mietzinsver­
pflichtung der Klägerin bezieht, betrifft sie nach den anderen 
Beweismitteln deren Kauf- und Lieferverpflichtungen. Dabei 
wird zu prüfen sein, ob die Entschließung des Zeugen Hanflp 
auch dann durch die Zusage bestimmt worden ist, wenn diese 
sich nicht auf die Mietzinsgerantie, sondern auf das Delkredere 
der sonstigen Verpflichtungen der Klägerin insbesondere be­
treffs ihres Warenbezugs bezogen haben sollte. Weiterhin wird 
die Aussage des Zeugen O J ^ ^ z u  beachten sein, nach der die 
beabsichtigte Garantie von weiteren Bedingungen abhing, von 
der Genehmigung des Aufsichtsrsts und der Gewährung eines 
Lastenausgleichskredits an die Klägerin.

Unbegründet ist die weitere Bemängelung: der Revision, 
das Berufungsgericht habe es zu Unrecht unterlassen, den 
Sachverhalt unter dem rechtlichen Gesichtspunkt zu prüfen, ob 
sich nicht beide Parteien hinsichtlich der Geschäftsgrundlage 
des Vertrages geirrt hätten und ob die Beklagten nicht deshalb
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der Klägerin entgegenhalten könnten, sie verstoße gegen Treu 
und Glauoen, indem sie aus dem Mietvertrag Ansprüche gegen 
die Beklagten herleite* - Wie die Beklagten den Sachverhalt 
dem Tatrichter vorgetragen haben, ist indessen nicht ersicht­
lich, daß bei Abschluß des Mietvertrages dafür die Geschäfts­
grundlage gefehlt habe« Hinzu kommt, daß die Beklagten es 
an jeder Darlegung haben fehlen lassen, die Erfüllung des 
Mietvertrages könne ihnen nicht zugemutet werden (Urteil des 
erkennenden Senats vom 29* Januar 1957 - VIII ZR 204/56 - 
LM ZPO § 92 Nr. 4).

Dr. Großmann Dr- Gelhaar Artl

Dr* Spieler Dr- Dorschei
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